
Wir zahlen nicht für Eure Krise
Kommunaler Wohnungsbau mit sozialen Mieten

Liebe Mitbürgerinnen und
Mitbürger,
alle Städte und alle Gemeinden in
unserem Land werden wegen der
Finanzkrise mit weniger Steuerein-
nahmen und Steuerzuweisungen zu

kämpfen haben.
Die gewaltige Ver-
schuldung, die uns
die Bundesregierung
mit der Sanierung der
Pleitebanken be-
schert hat, werden
wir, die Menschen in
den Städten und Ge-
meinden mit allen
Konsequenzen, die

uns auch persönlich treffen, zu tra-
gen haben.
Die Neoliberalen in der CDU/FDP,
der SPD und Grünen, sind die Haupt-
verantwortlichen für den Sozial- u.
Demokratieabbau.
Noch ist der Verkauf der GBH Miet-
wohnungen an die „Heuschrecke“
Gagfah von den Mietern
nicht verkraftet.
In sämtlichen Wohnge-
bieten mit Gagfah Miet-
wohnungen sind die Pro-
bleme nicht kleiner, eher

Mappus muss weg

größer geworden. Stadtverwaltung,
CDU-OB Ilg und die Gemeinderats-
mehrheit stehen auf dem Stand-
punkt: Was kümmert mich mein Be-
schluß von gestern, wichtig war, Geld
kam in die Haushaltskasse. Für sie
gehört der soziale und öffentlich ge-
förderte Wohnungsbau nicht zur Da-
seinsvorsorge in der Stadt. Der Mie-
ter kann bleiben wo er ist.
Auch Mappus und seine neoliberalen
Koalitionäre in Stuttgart halten nichts
vom öffentlichen Mietwohnungsbau.
Ihnen allen sind Prestigeprojekte lie-
ber, als Verantwortung für bezahl-
bare Mietwohnungen.
Wohnungsleerstände auf der
einen, steigende Obdachlosigkeit
auf der anderen Seite, ist das Erge-
bis einer verfehlten Wohnungspolitik
in unserem Lande.
Zynisch ist die Feststellung von Bun-

deskanz-
lerin Mer-
kel :“Un-
sozial ist,
was Ar-
m u t
schafft“.
Obdach-
losigkeit

Stadtrat R. Püschel  (links)

aber ist das Ergeb-
nis unsozialer Poli-
tik. Neoliberale Po-
litik schafft Armut.
Länderminister
müssen Kürzun-
gen beim Wohn-
geld und Städte-
b a u f ö r d e r u n g
verhindern. Da-
her keine Zustim-
mung des Lan-
des Ba.-Wü. im
Bundesrat zu den
Kürzungsplänen

der Bundesregierung.
Wohnungspolitisch aber auch wirt-
schaftspolitisch sind die Streichun-
gen bei der Städtebauförderung
falsch.
Städte brauchen eine soziale Durch-
mischung zur Sicherung eines kom-
munalen und bezahlbaren Mietwoh-
nungsbaues.

Ploucquet-Areal

Der beabsichtigten Wohnungs-
bau auf dem Ploucquet-Areal
darf nicht für Wohnungsspeku-
laten verkommen.

Kommunaler Wohnungsbau hat
Vorrang.

Grundstücke nur im Erbbau-
recht an Investoren und
Bauherren.



Forderungen der DKP
an die Landespolitik (Auszüge)

In Baden-Württemberg wachsen die
Villen der Reichen und die
Wohnunsngot der Armen. Die Rei-
chen sonnen sich in Drittwohnungen,
die Anderen haben kein Dach über
dem Kopf.
Aus dem Recht jedes Menschen auf
eine gute Wohnung macht der Kapi-
talismus den Wohnunsmarkt. Dieser
Markt sichert den Profit der Woh-
nungsbesitzer und Spekulanten.
Das Wohnungswesen ist eine er-
strangige Daseinsaufgabe für ein
Grundbedürfnis des Menschen.
In Baden-Württemberg muss ein
großzügiges Programm für den so-
zialen Wohnungsbau her. Die Spe-
kulation mit Wohnraum muss unter
Strafe gestellt werden.

Für Heidenheim:
Dem Gagfah-Clan in Heidenheim
sind Grenzen zu setzen.
Die Heidenheimer Inkompetenz in
der Betreuung der Mieter muss
durch technischen Sachverstand
und Verantwortungsbewußtsein für
die Mieter ersetzt werden.
Gemeinderat, Stadtverwaltung die
durch den Verkauf der GBH-
Wohnungen die erworbenen Millio-
nen für den Stadionbau und für das
Schlosshotel verwendeten, haben
den Mietern großen Schaden
zugefügt.
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